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Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken 

Vollzug des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG); 
Planfeststellungsverfahren für den Ersatzneubau der 380-kV Leitung Raitersaich – Ludersheim – Sittling – 
Altheim („Juraleitung“) im Teilabschnitt Raitersaich-West – Ludersheim-West ohne den Abschnitt A-Kat-
zwang, im Gebiet der Städte, Märkte und Gemeinden Großhabersdorf, Roßtal, Rohr, Schwabach, Nürnberg, 
Wendelstein sowie in den gemeindefreien Gebieten Forst Kleinschwarzenlohe (Landkreis Roth) und Fisch-
bach, Feuchter Forst, Winkelhaid (Landkreis Nürnberger Land) 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 20. August 2026.2026 Gz. RMF-2EL-3320-4-57-1228 
 
Die Regierung von Mittelfranken führt im Rahmen des oben genannten Verfahrens gemäß Art. 73 Abs. 6 des Bay-
erischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) einen Erörterungstermin durch. Die rechtzeitig gegen den 
Plan erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen im Sinne von 
Art. 73 Abs. 4 S. 5 BayVwVfG sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan erörtert die Regierung von 
Mittelfranken mit der Tennet TSO GmbH als Vorhabenträgerin, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, 
die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben (§ 43a S. 1 EnWG, Art. 73 Abs. 6 S. 1 
BayVwVfG). 
 
Der Erörterungstermin findet statt im Markgrafensaal, Ludwigstraße 16, 91126 Schwabach und beginnt am 
 

Montag, 21.09.2026, ab 09:30 Uhr; 
 

er wird fortgesetzt am 
 

Dienstag, 22.09.2026, ab 09:30 Uhr. 
 

Erforderlichenfalls wird der Termin am Mittwoch, 23.09.2026 ab 09:30 Uhr weiter fortgesetzt. Über die Frage der 
weiteren Fortsetzung entscheidet der Verhandlungsleiter am Ende des zweiten Verhandlungstages. Der Einlass 
beginnt jeweils um 09:00 Uhr. 
 

 
Tagesordnung 

 
Montag, 21.09.2026: 
 
1. Begrüßung/Vorstellung 
2. Kurzvorstellung des Vorhabens durch die Vorhabensträgerin 
3. Planungsvarianten 
3.1 Großräumige Varianten 
3.2 Varianten Moorenbrunn 
3.3 Varianten Kornburg 
3.4 Sonstige kleinräumige Varianten 
4. Emissionen/Gesundheitsschutz 
5. Naturschutz/Artenschutz/Klimaschutz/Naherholung/(Grund-) Wasserschutz 
6. Landwirtschaft/Forstwirtschaft/Jagd/Fischerei 
7. Sonstiges 
 
Dienstag, 22.09.2026: 
 
1. Begrüßung 
2. Ggf. Fortsetzung vom Vortag 
3. Individuelle Grundbetroffenheiten 
3.1 Landwirtschaftliche Flächen 
3.2 Sonstige Flächen 
4. Sonstiges 

 
Zu welchem Zeitpunkt die einzelnen Tagesordnungspunkte behandelt werden, kann nicht verbindlich festgelegt 
werden. 
 
Hinweise: 
 
1. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Jede teilnehmende Person muss sich durch einen amtlichen Licht-

bildausweis ausweisen können. Die Öffentlichkeit kann jedoch von dem Verhandlungsleiter hergestellt werden. 
 
2. Diese öffentliche Bekanntmachung des Erörterungstermins ersetzt die individuellen Benachrichtigungen der 

Einwendenden und Stellungnehmenden, eine gesonderte schriftliche Ladung zum Erörterungstermin erfolgt 
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nicht. Jedoch werden denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, vor dem Erörterungstermin die jeweiligen 
Erwiderungen der Vorhabensträgerin übersandt. 

 
3. Die Teilnahme am Termin ist jeder und jedem, deren oder dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-

den, freigestellt. Die Vertretung durch eine bevollmächtigte Person ist möglich. Die bevollmächtigte Person hat 
die Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten zu geben. 

 
4. Bei Ausbleiben einer beteiligten Person kann auch ohne diese verhandelt und entschieden werden. Die Ein-

wendungen gelten dann als aufrechterhalten. Eine Pflicht zur Teilnahme besteht nicht. 
 
5. Das Anhörungsverfahren ist mit Schluss der Verhandlung beendet. 
 
6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, 

werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 
 
7. Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertretendenbestellung entstehende Kosten werden 

nicht erstattet. 
 
8. Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite der Regierung von Mittelfranken 

 
www.regierung.mittelfranken.bayern.de 

 
unter „Service“ > „Planfeststellung“ > „Erörterungstermine“ abrufbar. 

 
gez. 

Birgit Riesner 
Regierungsvizepräsidentin 

 
 
 
 
Genehmigung der Zweckvereinbarung über die Übertragung von Aufgaben nach § 8 Abs. 3 PBefG i. V. m. 
Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG auf die Stadt Erlangen – Rufbuslinie 285T Gemeinde Buckenhof 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 24. August 2026 Gz. 12.2-1443-1-77 
 
Die Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der Regierung von Mittelfranken vom 20.08.2026 Gz.12.2-1443-1-77, 
gemäß Art.12 Abs. 2 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Sie wird gemäß Art. 13 Abs. 1 KommZG nachfolgend amtlich bekanntgemacht. 

 
Die Stadt Erlangen, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 
und der Landkreis Erlangen-Höchstadt, 

vertreten durch den Landrat, 
(gemeinsam „Gebietskörperschaften“) 

sowie die Gemeinde Buckenhof 
vertreten durch die Erste Bürgermeisterin 

 
schließen gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 KommZG folgende 

 
Zweckvereinbarung 

über die Übertragung von Aufgaben nach § 8 Abs. 3 PBefG i. V. m. Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG 
 

§ 1 – Gegenstand der Vereinbarung 
 

Nach § 8 Abs. 3 PBefG i. V. m. Art. 8 Abs.1 BayÖPNVG sind die Landkreise und kreisfreien Gemeinden als Auf-
gabenträger für den allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) auf ihrem Gebiet für die Sicherstellung 
einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr zu-
ständig. Aufgrund rechtlicher Anforderungen im Personenbeförderungsrecht (Verordnung [EG] Nr.1370/2007) ist 
es erforderlich, die bisherigen Kooperationsmodelle für grenzüberschreitende ÖPNV-Linien mit den angrenzenden 
Aufgabenträgern neu zu ordnen. Hierzu schließen die Beteiligten diese Zweckvereinbarung. Grundlage für diese 
Zweckvereinbarung ist der zum 03.12.2019 in Kraft getretene öffentliche Dienstleistungsauftrag der Stadt Erlangen 
nach der Verordnung (EG) Nr.1370/2007 mit dem internen Betreiber. 
 
 
 
 

http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
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§ 2 – Aufgabenübertragung 

 
(1) Der Landkreis Erlangen-Höchstadt überträgt die hoheitliche Aufgabe der Organisation und Sicherstellung des 

ÖPNV mit Ausnahme der Nahverkehrsplanung auf der nachfolgend näher bezeichneten Verbindung mit be-
freiender Wirkung vollständig auf die Stadt Erlangen, die sich zur Übernahme dieser Aufgabe verpflichtet (sog. 
delegierende Aufgabenübertragung). Die Aufgabenübertragung bezieht sich im Einzelnen auf folgende Verbin-
dung im Linienverkehr gemäß § 42 PBefG, soweit diese auf dem Gebiet des Landkreises Erlangen-Höchstadt 
gelegen ist:  

 
- Verbindung von Buckenhof nach Buckenhof (Linienbedarfstaxi), derzeit VGN-Linie 285T mit den Haltestel-

len Buckenhof – Zeidelweide – Obere Büch – Kindergarten – Am Ruhstein – Hutweide – Am Alten Weiher – 
Grasweg - Buckenhof entsprechend der Liniengenehmigung nach Personenbeförderungsgesetz vom 
24.09.2019 (Aktenzeichen: 23.2-3622.16-285). 
 

(2) Der Landkreis Erlangen-Höchstadt überträgt der Stadt Erlangen zur Sicherstellung der Verkehrsbedienung im 
ÖPNV auf der in Abs. 1 benannten Linie und für die Laufzeit dieser Zweckvereinbarung auch die Interventions-
befugnis als zuständige Behörde i. S. d. Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur Durchführung von Direktvergaben 
sowie der anschließenden Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags (ÖDLA) in Bezug auf die in 
Abs. 1 genannten Verkehrsdienste, die mit der Zuständigkeit nach § 8 Abs. 3 PBefG i. V. m. Art. 8 Abs.1 
BayÖPNVG verbunden sind. Übertragen sind hiernach insbesondere: 

 
- Das Recht zur Vorbereitung und Durchführung des Vergabeverfahrens zur Erteilung von öffentlichen Perso-

nenverkehrsdiensten nach Art. 5 Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 bzw. § 108 GWB 
sowie §§ 8a, 8b PBefG einschließlich sämtlicher damit verbundener Maßnahmen, wie insbesondere der 
Veröffentlichung nach § 8a Abs. 2 PBefG und ggf. der Verteidigung der Vergabe in gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen bzw. Nachprüfungsverfahren. 
 

- Das Recht zur Vergabe von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen nach Art. 3 Abs. 1 Verordnung (EG)           
Nr. 1370/2007 über die Erbringung öffentlicher Personenverkehrsdienste. 
 

- Die Befugnis zur Gewährung von Ausgleichsleistungen auf Basis (zu) vergebender öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge nach Art. 3 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 
 

- Die Befugnis zur Gewährung von Ausschließlichkeitsrechten zur Abgeltung der von ihm auf Basis eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag vergebenen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen. 
 

- Das Recht zur Mitwirkung an personenbeförderungsrechtlichen Verfahren jedweder Art, insbesondere an 
Genehmigungsverfahren, an auf Entbindungen nach § 21 Abs. 4 PBefG sowie auf Zustimmungen nach 
§§ 33, 39,40 PBefG gerichteten Verfahren, sowohl für den eigenwirtschaftlichen als auch den gemeinwirt-
schaftlichen Betreib der umfassten Verkehrsdienste einschließlich ggf. erforderlicher Widerspruchsverfah-
ren und verwaltungsgerichtlicher Auseinandersetzungen. 

 
Über die Art und Weise der Wahrnehmung der übernommenen, vorstehenden Aufgaben und der Ausübung 
der übertragenen vorstehenden Befugnisse entscheidet die Stadt Erlangen nach Maßgabe der vorstehenden 
Regelungen eigenverantwortlich. Die Stadt Erlangen wird den Landkreis Erlangen-Höchstadt über entspre-
chende Maßnahmen aber frühzeitig in Kenntnis setzen und auf mögliche rechtliche, wie tatsächliche Wechsel-
wirkungen und Effekte auf die in der Zuständigkeit des Landkreises Erlangen-Höchstadt liegenden Verkehre 
hinweisen. 

 
(3) Die Bedienung der Verbindung erfolgt auf Grundlage der jeweiligen lokalen Nahverkehrspläne der beteiligten 

Aufgabenträger und nach Maßgabe dieser Zweckvereinbarung. Die Beteiligten verpflichten sich, ihre Nahver-
kehrspläne diesbezüglich so abzustimmen, dass eine reibungslose Erfüllung der übertragenen Aufgabe er-
möglicht wird. Grundlage der Verkehrsbedienung bildet ein vor Vereinbarungsbeginn einvernehmlich festge-
legtes Bedienungskonzept mit konkreten Fahrplänen. Änderungen dieses Bedienungskonzeptes und der Fahr-
pläne erfolgen nur bei Einvernehmen der beiden Aufgabenträger. Wird eine Änderung beschlossen, ist die 
Stadt Erlangen vorbehaltlich der technischen und betrieblichen Machbarkeit verpflichtet, diese Änderungen im 
Rahmen des ÖDLA mit dem Verkehrsunternehmen umzusetzen. 

 
(4) Bei der Bedienung sind insbesondere die im Verkehrsverbund Großraum Nürnberg (VGN) gemeinsam festge-

legten Qualitätsstandards zu beachten.  
 
(5) Für die oben genannte Verbindung gilt der jeweils gültige Gemeinschaftstarif des VGN. 
 

§ 3 – Angemessener Kostenersatz 
 

(1) Für die Erfüllung der übertragenen Aufgabe werden die dem übernehmenden Aufgabenträger entstehenden 
Kosten als angemessener Kostenersatz i. S. v. Art. 10 Abs. 3 KommZG ersetzt. Der Landkreis Erlangen-
Höchstadt ersetzt daher der Stadt Erlangen die durch die Erfüllung der übertragenen Aufgabe entstehenden 
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Kosten. Die Einzelheiten zum Verfahren und zu der Höhe des angemessenen Kostenersatzes ergeben sich 
aus der zwischen den Gebietskörperschaften gesondert zu vereinbarenden Verwaltungsvereinbarung zum an-
gemessenen Kostenersatz. 

 
(2) Die Gemeinde Buckenhof verpflichtet sich gegenüber dem Landkreis Erlangen-Höchstadt, die von ihm für die 

Übertragung der hoheitlichen Aufgabe nach dieser Zweckvereinbarung entstehenden Kostenersatze zu tragen, 
soweit diese nicht durch die dem Landkreis hierfür zufallenden ÖPNV-Zuweisungen gedeckt sind., da es sich 
vorliegend um zusätzliche Leistungen auf Wunsch der Gemeinde gem. Art. 19 Abs. 1, S. 3 BayÖPNVG handelt.  

 
(3) Die eigenen Verwaltungskosten aus der Zusammenarbeit nach dieser Vereinbarung tragen die Gebietskörper-

schaften jeweils selbst.  
 

§ 4 – Nutzung von Infrastruktur 
 

(1) Das von der Stadt Erlangen beauftragte Verkehrsunternehmen nutzt die befahrenen Straßen im Rahmen des 
Gemeingebrauchs. Die Stadt Erlangen geht davon aus, dass sich die Straßen in einem für diesen Verkehr 
geeigneten Zustand befinden und der Winterdienst im gesetzlichen Rahmen durch die Gemeinde Buckenhof 
durchgeführt wird. Ist dies nicht der Fall, so ist die Stadt Erlangen dazu berechtigt, dem beauftragten Verkehrs-
unternehmen die Unterlassung der Durchführung von Fahrten im Rahmen des PBefG zu gestatten. Die Stadt 
Erlangen ist zudem, solange der Zustand besteht, von ihrer Aufgabenerfüllungsverpflichtung nach § 2 befreit. 
Soweit der Landkreis Erlangen-Höchstadt nicht selbst Baulastträgerin oder Sicherungspflichtige der benutzten 
Straßen ist, wird er, soweit zumutbar, auf den jeweiligen Baulastträger oder Sicherungspflichtigen einwirken, 
um die benutzten Straßen in einen für den vereinbarten Verkehr geeigneten Zustand bringen zu lassen.  

 
(2) Vorhandene, benötigte Infrastruktur (z. B. Wartehäuschen, Sitzgelegenheiten, Haltestellenbeschilderung, Be-

leuchtung, Abfallbehältnisse,) wird dem von Seiten der Stadt Erlangen beauftragten Verkehrsunternehmen von 
der Gemeinde Buckenhof kostenlos zur Verfügung gestellt. Die Gemeinde Buckenhof sorgt für den verkehrs-
sicheren Zustand solcher Flächen (einschließlich Leerung von Papierkörben). Das vorstehend Geregelte gilt 
auch für gegebenenfalls zukünftig benötigte bzw. zu erstellende Infrastruktur. Das Haltestellenmobiliar (inkl. 
Haltestellenständer) einschließlich Unterhalt und Pflege ist rechtzeitig zwischen den Aufgabenträgern abzu-
stimmen und festzulegen. Die Ausstattung der Haltestellen entspricht den Vorgaben und Standards des Ver-
kehrsverbundes VGN. 

 
§ 5 – Haftung 

 
Für Fehler im Ausschreibungsverfahren der Linie bzw. der Direktvergabe an einen internen Betreiber bezogen auf 
die Linie haftet der übernehmende Aufgabenträger allein.  
 

§ 6 – Inkrafttreten, Geltungsdauer 
 

(1) Die Zweckvereinbarung bedarf gemäß Art. 12 Abs. 2 Satz 1 KommZG der Genehmigung durch die Regierung 
von Mittelfranken. Sie tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Mittelfränkischen Amtsblatt in Kraft. Die im 
Vorfeld zu dieser Zweckvereinbarung bereits erfolgte Bedienung der Verkehre nach § 2 Abs. 2 Zweckverein-
barung auf Veranlassung der Stadt Erlangen durch das im Wege der Direktvergabe mittels ÖDLA beauftragte 
Verkehrsunternehmen erfolgte in Kenntnis und Einvernehmen des Landkreises Erlangen-Höchstadt. Die Re-
gelungen des § 3 Zweckvereinbarung (angemessener Kostenersatz) finden entsprechend – wegen der schon 
aktiv praktizierten Sicherstellung der ausreichenden Verkehrsbedienung – auch bereits auf den Zeitraum vor 
Inkrafttreten der Zweckvereinbarung im Verhältnis zwischen den Gebietskörperschaften und der Gemeinde 
Buckenhof Anwendung. 

 
(2) Die Zweckvereinbarung läuft unbefristet. Sie kann von jeder der beteiligten Gebietskörperschaften mit einer 

Frist von einem Jahr zum Jahresende schriftlich gekündigt werden (ordentliche Kündigung), insbesondere 
wenn die Linienverkehrsgenehmigung für den Linienbetreiber wegfällt, der ÖDLA der Stadt Erlangen mit dem 
von ihr beauftragten Verkehrsunternehmen ausläuft, wegfällt oder sich wesentlich ändert, die Gemeinde Bu-
ckenhof erklärt, die anfallenden Kosten nicht mehr übernehmen zu wollen oder eine wesentliche Änderung von 
Rahmenbedingungen eintritt, welche eine Festhalten an der Zweckvereinbarung nicht mehr zumutbar machen, 
ohne dass ein außerordentlicher (fristloser) Kündigungsgrund vorliegt. Im Falle einer ordentlichen Kündigung 
dieser Zweckvereinbarung durch den Landkreis Erlangen-Höchstadt und/oder die Gemeinde Buckenhof vor 
dem Ende der Laufzeit des durch die Stadt Erlangen erteilten ÖDLA, der auch die Verbindung nach dieser 
Zweckvereinbarung umfasst, übernimmt der kündigende Teil die durch die vorzeitige Kündigung ggf. entste-
henden Schadensausgleiche und Remanenzkosten des von der Stadt Erlangen beauftragten Betreibers. Die 
Parteien werden sich in diesem Falle im gegenseitigen Einvernehmen bemühen, entsprechende Kosten mög-
lichst zu vermeiden.  

 
(3) Eine schriftliche Kündigung aus wichtigem Grund (außerordentliche Kündigung) bleibt unberührt. Ein wichtiger 

Grund liegt insbesondere dann vor, wenn eine Übertragung von Aufgaben nach § 8 PBefG vom Landkreis 
Erlangen-Höchstadt auf die Stadt Erlangen für den Betrieb der Linie 285 mit Halt in Buckenhof, auf welche die 
Linie 285-T ausgerichtet ist, im Rahmen einer weiteren Zweckvereinbarung unterbleiben sollte. Hierüber 
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werden sich die Parteien im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Grenzüberschreitender Nahverkehr einver-
nehmlich abstimmen.  

 
§ 7 – Schlussbestimmungen 

 
(1) Soweit aus diesem Vertrag Streitigkeiten zwischen den Vertragspartnern entstehen, ist vor Beschreitung des 

Rechtsweges zunächst die Regierung von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde zur Schlichtung anzuru-
fen. 

 
(2) Wenn eine Bestimmung dieses Vertrages aus irgendeinem Grund ungültig sein oder werden sollte oder eine 

Vertragslücke vorhanden ist, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der Zweckvereinbarung hier-
von nicht berührt. Die Vertragspartner werden sodann einvernehmlich eine den rechtlichen und wirtschaftlichen 
Interessen der Beteiligten entsprechende Lösung suchen.  

 
(3) Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 
(4) Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Jede Änderung oder Ergänzung, einschließlich dieser 

Bestimmung, bedarf der Schriftform. Desgleichen bedürfen alle die Ausführungen dieser Vereinbarung betref-
fenden Mitteilungen der Schriftform. 

 
(5) Mündliche oder fernmündliche Absprachen oder Mitteilungen werden erst mit Eingang der unverzüglich zu 

fertigenden schriftlichen Bestätigung durch die anderen Zweckvereinbarungspartner wirksam. 
 
Diese Zweckvereinbarung wird 4-fach ausgefertigt. Jede Gebietskörperschaft und die Aufsichtsbehörde erhalten 
jeweils eine Ausfertigung. 
 
Erlangen, 13. Januar 2026 
 

Dr. Florian Janik 
Oberbürgermeister der Stadt Erlangen 

 
Erlangen, 12. Dezember 2025 
 

Alexander Tritthart 
Landrat des Landkreises Erlangen-Höchstadt 

 
Erlangen, 6. Februar 2026 
 

Astrid Kaiser 
Erste Bürgermeisterin Gemeinde Buckenhof 

 
Riesner 

Regierungsvizepräsidentin 
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Genehmigung der Zweckvereinbarung zur Übertragung der Aufgabe der Sicherstellung der Verkehrsbedie-
nung für die VGN-Linie 345 – Lauf über Eschenau/Eckenhaid – Großbellhofen – im Linienbündel 4 (Nord-
west) des Landkreises Nürnberger Land 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 31. August 2026 Gz. 12.2-1443-1-85 
 
Die Zweckvereinbarung wurde mit Schreiben der Regierung von Mittelfranken vom 27.08.2026, Gz.12.2-1443-1-
77, gemäß Art.12 Abs. 2 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Sie wird gemäß Art. 13 Abs. 1 KommZG nachfolgend amtlich bekanntgemacht. 
 

Z w e c k v e r e i n b a r u n g  
 

zur Übertragung der Aufgabe der  
Sicherstellung der Verkehrsbedienung  

für die VGN-Linie 345 – Lauf über Eschenau/Eckenhaid – Großbellhofen – 
im Linienbündel 4 (Nordwest) des Landkreises Nürnberger Land 

 
z w i s c h e n  

 
dem Landkreis Erlangen-Höchstadt, vertreten durch den Landrat Alexander Tritthart, Landratsamt Erlan-
gen-Höchstadt, Nägelbachstraße 1, 90154 Erlangen 
– nachfolgend Landkreis ERH genannt – 
 

u n d  
 

dem Landkreis Nürnberger Land, vertreten durch den Landrat Armin Kroder, Landratsamt Nürnberger 
Land, Waldluststraße 1, 91207 Lauf a. d. Pegnitz 
– nachfolgend Landkreis NL genannt – 
 
gemeinsam bezeichnet als "die Vertragsparteien". 

 
Präambel 

 
(1) Der Landkreis NL beabsichtigt auf der Grundlage seines aktuellen Nahverkehrsplans (in der Fassung des 

Kreistagsbeschlusses vom 13.10.2025) die europaweite Ausschreibung von Verkehrsleistungen des öffentli-
chen Personennahverkehrs für das Linienbündel 4 im offenen Verfahren. Der Zeitraum der Beauftragung be-
trägt 116,5 Monate (9 Jahre 8 Monate). Die Ausschreibung umfasst die VGN-Linien 344, 345, 346. Der Land-
kreis NL ist gemäß Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG zuständiger Aufgabenträger und zugleich zuständige Behörde im 
Sinne der VO (EG) Nr. 1370/2007 i. V. m. Art. 8 Abs. 3 BayÖPNVG, nachdem der überwiegende Teil der Ver-
kehrsleistung im Landkreis NL erbracht wird. 
 

(2) Die VGN-Linie 345 bedient auch Haltestellen auf dem Hoheitsgebiet des Landkreises ERH, sodass von einer 
gemeinsamen Beteiligung beider Landkreise für die Sicherstellung der Verkehrsbedienung dieser Linie ausge-
gangen werden muss. Um die alleinige Zuständigkeit für die Ausschreibung der VGN-Linie 345 dem Landkreis 
NL zu übertragen, wird gem. Art. 7 ff. KommZG diese Zweckvereinbarung geschlossen.  

 
§ 1 

Gegenstand der Vereinbarung 
 

(1) Der Landkreis ERH überträgt gem. Art. 7 Abs.1 i. V. m. Abs. 2 KommZG auf den Landkreis NL die Aufgabe der 
Sicherstellung der Verkehrsbedienung des allgemeinen öffentlichen Personennahverkehrs für die VGN-Linie 
345, soweit sich die Leistungen auf dem Hoheitsgebiet des Landkreises ERH befinden. 
 

(2) Diese Übertragung erfolgt, um dem Landkreis NL die Ausschreibung der in Absatz 1 genannten derzeit grenz-
überschreitenden Buslinie 345 in ausschließlicher Verantwortung zu ermöglichen. 
 

(3) Die Befugnisse zur Wahrnehmung dieser Aufgaben gehen gemäß Art. 8 Abs. 1 KommZG auf den Landkreis 
NL über. Dies schließt die Zuständigkeit als zuständige Behörde i. S. d. VO (EG) Nr. 1370/2007 gemäß Art. 8 
Abs. 3 BayÖPNVG ein. 

 
§ 2 

Kostenübernahme 
 
(1) Die vom Landkreis NL zu finanzierenden Verkehrsleistungen ergeben sich aus den Vorgaben des Nahver-

kehrsplans. Kosten für Verkehrsleistungen, die über die Vorgaben des Nahverkehrsplans hinausgehen, wer-
den vom Besteller dieser Leistungen, hier Landkreis ERH, getragen. 
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(2) Der Landkreis ERH hat Verkehrsleistungen bestellt, die über den Vorgaben des Nahverkehrsplans NL liegen. 

Diese Leistungen ergeben sich aus dem Fahrplan; sie sind dort farblich markiert (vgl. Anlage 1). Der Fahrplan, 
der Vertragsgegenstand ist, liegt der Vereinbarung als Anlage 1 bei und ist Grundlage für die Ausschreibung 
für das Linienbündel 4 zum Betriebsstart 12.12.2027. 

 
(3) Die Höhe der vom Landkreis ERH zu übernehmenden Anteile ergibt sich aus dem bei der förmlichen Aus-

schreibung erzielten Preis zuzüglich der sonstigen Kosten (bspw. Kosten des VGN, Fahrzeugbeklebung, Be-
ratungskosten). Es wird jeweils ein Proporz für den Fest- und Bedarfsverkehr anhand der Fahrplankilometer 
anteilig des Gesamtwertes getrennt voneinander berechnet. Für den Festverkehrskostenbestandteil werden 
die Kostenbestandteile A bis D des Angebotsblattes und für den Bedarfskostenbestandteil der Kostenbestand-
teil R berücksichtigt. Im ersten Abrechnungsjahr entfallen zusätzliche Kosten des Kostenbestandteils E (Erst-
einrichtungskosten) anteilig der Festverkehrskilometer. Die sonstigen Kosten werden anteilig des Proporzes 
des Festverkehrs berechnet. Von den zutragenden Kosten des Landkreises ERH werden anteilig des Propor-
zes der Festverkehrskilometer die Einnahmen der VGN-Zuscheidung, der Ausgleich der Mindereinnahmen 
aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets und die Erstattungen gem. § 228 SGB IX abgezogen. Ein 
Schema zur Musterberechnung liegt dieser Vereinbarung als Anlage 2 bei. Die einzelnen Kostenbestandteile 
unterliegen einer jährlichen Preisfortschreibung. 
 
Die am 30.11. eines Jahres gültigen Fahrplankilometer gelten als Grundlage für das jeweilige gesamte Abrech-
nungsjahr. Für das letzte Betriebsjahr 2037 werden hilfsweise die Kilometer des Fahrplanstandes am 
30.06.2037 herangezogen. 
 

(4) Geringfügige Zu-/Abbestellungen (+/- 10 Prozent) bzw. zeitliche Verschiebungen von einzelnen Fahrten kön-
nen im Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien zum VGN-weiten Fahrplanwechsel im Dezember des 
jeweiligen Jahres umgesetzt werden. Bei Vorliegen solcher Anpassungswünsche hat der Landkreis ERH spä-
testens bis zum 30.06. des jeweiligen Jahres an den Landkreis NL schriftlich heranzutreten. Wird eine Ände-
rung beschlossen, ist der Landkreis NL verpflichtet, diese Änderung im Rahmen des Verkehrsvertrags mit dem 
Verkehrsunternehmen umzusetzen. Kommt es zu keiner Einigung über einen Änderungsvorschlag, entschei-
det die Schlichtungsstelle nach Maßgabe des § 7. 
 

(5) Der Landkreis ERH trägt die Kosten, die sich aus Absatz 3 ergeben. 
 

§ 3 
Abrechnung- und Zahlungsmodalitäten 

 
(1) Zur Ermittlung der Abschlagszahlungen die von dem Landkreis ERH zu leisten sind, wird die Höhe des voraus-

sichtlichen Anteils für den Busverkehr der VGN-Linie zu Beginn jeden Haushaltsjahres auf der Grundlage der 
Mittelwertberechnung des § 2 Abs. 3 berechnet. Hierfür dienen die Daten des Fahrplans, der im letzten Jahr 
aufgrund des Fahrplanwechsels im Dezember veröffentlicht wurde. Die Zahlung der Abschläge erfolgt jeweils 
zum 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Haushaltsjahres. 
 

(2) Eine „Spitzabrechnung" erfolgt, sobald die hierfür erforderlichen Daten dem Landkreis zur Verfügung stehen. 
Dies kann mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Die Abrechnung erfolgt nach Möglichkeit jährlich. 

 
(3) Der Zahlungsausgleich aufgrund der Spitzabrechnung ist innerhalb von 30 Tagen nach Aufforderung fällig.  
 

§ 4 
Haftung 

 
Die Ausschreibung der vertragsgegenständlichen VGN-Linie 345 erfolgt unter ausschließlicher Verantwortung des 
Landkreises NL. Der Landkreis ERH haftet daher nicht für Fehler im Rahmen der Ausschreibung und des Verga-
beverfahrens. 
 

§ 5 
Genehmigung, Inkrafttreten und Laufzeit 

 
(1) Die Zweckvereinbarung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde (Art. 12 Abs. 2 KommZG). 

 
(2) Sie wird am Tag nach der amtlichen Bekanntmachung (Art. 13 Abs. 1 KommZG) der Genehmigung im Amtsblatt 

der Regierung von Mittelfranken wirksam. 
 
(3) Sie endet, soweit der gemeinwirtschaftliche Verkehrsvertrag für das vertragsgegenständliche Linienbündel 4 

endet. 
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§ 6 
Änderung und Aufhebung 

 
Die Änderung oder Aufhebung dieser Zweckvereinbarung bedarf gem. Art. 14 Abs. 2 KommZG der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. 
 

§ 7 
Schlichtung 

 
(1) Bei Streitigkeiten über die Änderung der Verkehrsleistungen und im Rahmen der Kostenübernahme nach § 2 

i. V. m. Anlage 1 ist ein Schlichtungsverfahren durchzuführen. Jede Vertragspartei ist berechtigt, die Schlich-
tungsstelle anzurufen. Beide Vertragsparteien sind zur Mitwirkung an diesem Verfahren verpflichtet. Das 
Schlichtungsverfahren beginnt, sobald eine der Vertragsparteien die Schlichtungsstelle anruft. 
 

(2) Schlichtungsstelle ist die Regierung von Mittelfranken. 
 
(3) Die Schlichtungsstelle legt den Ablauf des Schlichtungsverfahrens fest. Sie gibt hierbei beiden Seiten Gele-

genheit zur schriftlichen Darlegung ihrer Auffassungen. Im Regelfall hat eine mündliche Erörterung stattzufin-
den. 

 
(4) Die Schlichtungsstelle entscheidet die Meinungsverschiedenheit abschließend. Die Vertragsparteien unterwer-

fen sich der Entscheidung der Schlichtungsstelle. 
 

§ 8 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Veränderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt 

auch für den Verzicht auf das Schriftformerfordernis. 
 

(2) Bei wesentlichen Änderungen der diesem Vertrag zugrunde liegenden Verhältnisse ist auf Antrag eines Ver-
tragspartners über eine entsprechende Anpassung zu verhandeln. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Ver-
trages unwirksam sein oder aus tatsächlichen oder Rechtsgründen nicht durchgeführt werden können, ohne 
dass damit die Aufrechterhaltung der Vereinbarung für einen Vertragspartner insgesamt unzumutbar wird, wer-
den dadurch die übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Das gleiche gilt, falls sich eine Rege-
lungslücke zeigen sollte. Anstelle der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke ist 
eine Bestimmung zu vereinbaren, die dem von den Vertragspartnern angestrebten Zweck wirtschaftlich am 
nächsten kommt. 
 

(3) Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der hierfür nach den Rechtsverhältnissen jeder Vertragspartner zustän-
digen Gremien. Die Vertragspartner bemühen sich um eine zügige Herbeiführung dieser Zustimmung. 

 
Lauf a. d. Pegnitz, 30. Juli 2026 
 

Landkreis Nürnberger Land 
Kroder 
Landrat 

 
Erlangen-Höchstadt, 21. Juli 2026 
 

Landkreis Erlangen-Höchstadt 
Tritthart 
Landrat 

 
Dr. Engelhardt-Blum 

Regierungspräsidentin 
 

Siehe Anlage 1 und 2 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



148 Mittelfränkisches Amtsblatt Nr. 9/2026   

 
Bekanntmachung über die Öffentlichkeitsbeteiligung zu den Managementmaßnahmenblättern nach §§ 40e 
und f Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. § 42 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 3. September 2026 Gz. RMF-SG55.1-8646-13-165-3 
 
Im Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und Rates vom 22. Oktober 2014 
über die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (IAS-
VO) müssen die Mitgliedstaaten nach Art. 19 der IAS-VO innerhalb von 18 Monaten nach Aufnahme einer invasiven 
gebietsfremden Art in die nach Art. 4 IAS-VO von der EU-Kommission erstellte Liste invasiver gebietsfremder Arten 
von unionsweiter Bedeutung (Unionsliste) über wirksame Managementmaßnahmen für diejenigen invasiven ge-
bietsfremden Arten verfügen, die nach Feststellung der Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet weit verbreitet sind. 
Die jeweils geplanten Managementmaßnahmen für im Bundesgebiet weit verbreitete Arten müssen nach § 40f 
BNatSchG vorab öffentlich ausgelegt werden, sodass die Öffentlichkeit frühzeitig und in effektiver Weise die Mög-
lichkeit erhält, sich an der Vorbereitung, Änderung oder Überarbeitung der Managementmaßnahmen zu beteiligen. 
 
Die Entwürfe der Managementmaßnahmenblätter werden zentral für alle Bundesländer online in einem Öf-
fentlichkeitsbeteiligungsportal unter 
 
https://beteiligungsportal.hessen.de/portal/hmlu/beteiligung/themen/1008965 
 
von 21.09.2026 bis einschließlich 20.10.2026 öffentlich ausgelegt. Auf diesem Beteiligungsportal besteht 
auch die Möglichkeit, online Einwendungen oder Änderungswünsche bis einschließlich zum 23.11.2026 
abzugeben. Weitere Informationen hierzu entnehmen Sie bitte zu gegebener Zeit dem Beteiligungsportal. 
 
Zusätzlich findet noch eine örtliche Auslegung in Papierform statt. Die Entwürfe der Managementmaßnahmenblät-
ter können am Sitz des Landesamtes für Umwelt in Augsburg und Hof sowie den Amtssitzen der Regierungen von 
Oberbayern, Niederbayern, Schwaben, der Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken sowie Unterfranken* von 
21.09.2026 bis 20.10.2026 zu den üblichen Dienstzeiten eingesehen werden.  
 
Bei der Regierung von Mittelfranken erfolgt die öffentliche Auslegung im Dienstgebäude Bischof-Meiser-
Str. 2/4, 91522 Ansbach, Zimmer Nr. 1.04, Tel. 0981 53-1502. 
 
Bis einschließlich zum 23.11.2026 kann jedermann Einwendungen oder Änderungswünsche entweder bei den ge-
nannten Behörden oder über das o. g. Internetportal vorbringen. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können unberücksichtigt bleiben. 
 

Dr. Engelhardt-Blum 
Regierungspräsidentin 

 
* Weitere Adressen: 
Bayerisches Landesamt für Umwelt, Bürgermeister-Ulrich-Str. 160, 86179 Augsburg 
Bayerisches Landesamt für Umwelt, Hans-Högn-Straße 12, 95030 Hof/Saale 
Regierung von Oberbayern, Maximilianstraße 39, 80538 München 
Regierung von Niederbayern, Regierungsplatz 540, 84028 Landshut 
Regierung von Schwaben, Fronhof 10, 86152 Augsburg 
Regierung der Oberpfalz, Emmeramsplatz 8, 93047 Regensburg 
Regierung von Oberfranken, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth 
Regierung von Unterfranken, Peterplatz 9, 97070 Würzburg 
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Bekanntmachung der Planungsverbände 

B e k a n n t m a c h u n g 
des Planungsverbands Region Nürnberg 

vom 31. August 2026 
 
Gemäß § 11 Abs. 6 i. V. m. § 7 Abs. 6 der Verbandssatzung wird hiermit bekanntgemacht, dass die 346. öffentliche 
Sitzung des Planungsausschusses des Planungsverbands Region Nürnberg 
 

am 
 

Montag, 28.09.2026, 10:00 Uhr, in Nürnberg 
im Rathaus Fünferplatz 2, Großer Sitzungssaal, Zi. 204/II, 

 
stattfindet. 

 
T a g e s o r d n u n g 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der 345. Ausschusssitzung des Planungsverbands Region Nürnberg vom 

20.04.2026 
 
2. Jahresrechnung 2025 - Prüfung und Feststellung 
 
3. Jahresrechnung 2025 – Entlastung  
 
4 Bebauungsplan Nr. 40 mit Grünordnungsplan sowie 
 2. Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes  
 „Feuerwehrhaus Behringersdorf“; 
 Gemeinde Schwaig b. Nürnberg, Landkreis Nürnberger Land 
 
5. Planfeststellungsverfahren für den Ersatzneubau der Juraleitung im Teilabschnitt 
 Raitersaich-West – Ludersheim-West ohne den Abschnitt A-Katzwang, im Gebiet der Städte, Märkte und Ge-

meinden Großhabersdorf, Roßtal, Rohr, Schwabach, Nürnberg, Wendelstein sowie in den gemeindefreien 
Gebieten Forst Kleinschwarzenlohe (Landkreis Roth) und Fischbach, Feuchter Forst, Winkelhaid (Landkreis 
Nürnberger Land); 

 1. Planänderung 
 
6. Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG); 
 Verbandsanhörung 
 
7. Fortschreibung des Regionalplans Oberfranken-West; 
 Teilkapitel B V 2.5.2 „Windenergie“; 
 Neuausweisung der Vorranggebiete für Windenergieanlagen  
 Nr. 4034 „Gellnhausen-Süd“,  
 Nr. 4035 „Heldritt-Nordost“ und  
 Nr. 4351 „Gellnhausen-Nord“ sowie  
 Erweiterung des Vorranggebietes Nr. 4278 „Weiher-Nord“; 
 Beteiligungsverfahren 
 
8. Einführung in die Regionalplanung 

- Vortrag des Regionsbeauftragten - 
 
9. Planungsverband Region Nürnberg; 
 Teilfortschreibung des Regionalplans im Bereich des Kapitels 6.2.1 "Windkraft" 
 24. Änderung 
 Einleitung des Fortschreibungsverfahrens 
 
10. Planungsverband Region Nürnberg 
 Start des Verfahrens zur Ausweisung von Vorranggebieten für Windenergie als  

Beschleunigungsgebiete für die Windenergie an Land gem. § 28 Abs. 2, 5 und 7 ROG i. V. m. Art. 31 BayLplG 
 (parallel zur 24. Änderung des Regionalplans) 
 
Nürnberg, 31. August.2026 
 

Planungsverband Region Nürnberg 
Dr. Thomas Jung 

Oberbürgermeister 
Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung der Zweckverbände 

4. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung Nordbayern 
 
Es wird nachrichtlich bekannt gemacht, dass die 4. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Zweckverban-
des Tierkörperbeseitigung Nordbayern vom 27. Juli 2026 im Oberfränkischen Amtsblatt Nr. 13 vom 27. August 2026 
amtlich bekannt gemacht wurde. 

 
 
 
 

Nichtamtlicher Teil 

 

Buchbesprechungen 
 
Jagdrecht 
Bundesjagdgesetz 
Bayerisches Jagdgesetz 
Ergänzende Bestimmungen 
Kommentar 
Begründet von Dr. Paul Leonhardt, Leitender Ministerialrat a. D., ehemals Leiter der obersten Jagdbehörde im 
Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, München, fortgeführt von Dr. Michael 
Pießkalla LL.M.Eur., Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungsrecht, München, Lehrbeauftragter an der Deut-
schen Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer 
113. Aktualisierungslieferung, Juli 2026, 191,16 €, Art.-Nr. 66355113, JURION Onlineausgabe, 63,72 €, Art.-Nr. 
08251668 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Adolph 
Sozialgesetzbuch II 
Sozialgesetzbuch XII 
Asylbewerberleistungsgesetz 
Kommentar 
146. Aktualisierung, Stand Juli 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Schulfinanzierung in Bayern 
Finanzhilfen im Bildungsbereich 
87. Aktualisierungslieferung inkl. Broschüre und WKO Anschreiben, Juli 2026, 521,92 €, Art.-Nr. 66284087, Online-
ausgabe, 173,98 €, Art.-Nr. 08254196 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) 
Kommentare 
Von Dr. Udo Dirnaichner und Dr. Hans-Joachim Wachsmuth 
45. Nachlieferung, Juli 2026, 496 Seiten, 49,90 €, Gesamtwerk: 3090 Seiten, 189 € 
KSV Medien, Konrad-Adenauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden 
 
Schreml/Bauer/Westner 
Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in Bayern 
Praktikerhandbuch 
185. Aktualisierung, Stand: Juli 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Zängl 
Bayerisches Disziplinarrecht 
Kommentar zum Bay. Disziplinargesetz und zum materiellen Disziplinarrecht 
53. Aktualisierung, Stand: Mai 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Haferkorn/Michl-Wolfrum 
Bayerisches Haushaltsrecht 
Kommentar 
152. Aktualisierung, Stand: Mai 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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Wolff †/Wirrer/Zrenner †/Grove † 
Veterinär-Vorschriften in Bayern 
Vorschriftensammlung 
188. Aktualisierung, Stand April 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Haushaltsstellen und Konten in der Kommunalverwaltung  
Haushaltssystematik für die kamerale und für die doppelte kommunale Buchführung  
Daten und Begriffe in alphabetischer Ordnung  
Herausgegeben von Dieter Schwenk, Direktor a. D., ehemals Finanzreferent des Bayerischen Städtetags  
40. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand 1. August 2026, 341,43 €, Art. 66405040  
JURION Onlineausgabe, 113,81 €, Art.-Nr. 08250206  
Wolters Kluwer Deutschland GmbH  
 
Baurecht in Bayern  
Bauordnungsrecht: BayBO - Vollzug der BayBO - Sonstige für das Bauen bedeutsame Vorschriften  
Begründet von Dr. jur. Heribert Büchs und Dipl.-Ing. Bertram Walter, bis zur 145. Aktualisierungslieferung bearbeitet 
von Dipl.-Ing. Friedrich Amann, Ministerialrat a. D., Lehrbeauftragter an der Technischen Universität München und 
Dr. jur. Heribert Büchs, Ministerialrat a. D., beide ehemals bei der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Innern, München  
ab der 146./158. Aktualisierungslieferung bearbeitet von Dr. Jörg Spennemann, Stadtbaudirektor, Lindau (Boden-
see), Dr. Andreas Habermann, Ministerialrat, Bayerische Staatskanzlei, Frank Ruckdäschel, Baudirektor, Bayeri-
sches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr  
173. Aktualisierungslieferung, Juli 2026, 547,31 €, Art.-Nr. 66343173, Onlineausgabe 182,44 €, 
Art.-Nr. 08254676  
Wolters Kluwer Deutschland GmbH  
 
Baurecht in Bayern  
Bauordnungsrecht: BayBO - Vollzug der BayBO - Sonstige für das Bauen bedeutsame Vorschriften  
Begründet von Dr. jur. Heribert Büchs und Dipl.-Ing. Bertram Walter, bis zur 145. Aktualisierungslieferung bearbeitet 
von Dipl.-Ing. Friedrich Amann, Ministerialrat a. D., Lehrbeauftragter an der Technischen Universität München und 
Dr. jur. Heribert Büchs, Ministerialrat a. D., beide ehemals bei der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsmi-
nisterium des Innern, München  
ab der 146./158. Aktualisierungslieferung bearbeitet von Dr. Jörg Spennemann, Stadtbaudirektor, Lindau (Boden-
see), Dr. Andreas Habermann, Ministerialrat, Bayerische Staatskanzlei, Frank Ruckdäschel, Baudirektor, Bayeri-
sches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr  
174. Aktualisierungslieferung, August 2026, 547,31 €, Art.-Nr. 66343174, Onlineausgabe 182,44 €, Art.-
Nr. 08254676  
Wolters Kluwer Deutschland GmbH  
 
Finanzrecht der Kommunen I 
Haushalts- und Wirtschaftsrecht/Kommunaler Finanzausgleich in Bayern 
Kommentar 
Begründet von Dr. rer. pol. Ernst Söllner und Gerhard Schwab, weitergeführt von Dieter Schwenk, Direktor a. D., 
ehem. Finanzreferent des Bayer. Städtetags, Heinrich Frey, Landrat a. D., Prof. Dr. jur. Adelheid Zeis, Wirtschafts-
prüferin und Steuerberaterin, Dozentin an der Fachhochschule Frankfurt am Main - University of Applied Sciences, 
Emil Schneider, Direktor a. D., Bayer. Landkreistag, Elisabeth Gruber, Referentin und Prüferin beim Bayer. Kom-
munalen Prüfungsverband, Klaus Geiger, Direktor, Finanzreferent des Bayerischen Landkreistags 
208. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand 1. August 2026, 596,25 €, Art.-Nr. 66384208, 
Onlineausgabe, 198,75 €, Art.-Nr. 08250207 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Kathke  
Dienstrecht Bayern I  
Status-, Laufbahn-, Besoldungs- und Versorgungsrecht der Beamten mit ergänzenden Vorschriften und erläutern-
den Hinweisen  
297. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand: August 2026, 180,00 €, Art.-Nr. 66190297, Onlineausgabe, 60,00 €, 
Art.-Nr. 08250044  
Wolters Kluwer Deutschland GmbH  
 
Kommunale Haftung und Entschädigung 
Kommentar mit Sammlung höchstrichterlicher Entscheidungen 
Begründet von Heinz Hillermeier, Regierungsdirektor a. D., Dietersheim, fortgeführt von Dr. Elisabeth Gabler, 
Rechtsanwältin und Regierungsdirektorin a. D., Würzburg 
119. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand 1. August 2026, 596,25 €, Art.-Nr. 66197119, 
Onlineausgabe, 198,75, € Art.-Nr. 08251670 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
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Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) 
Kommentare 
Von Dr. Udo Dirnaichner und Dr. Hans-Joachim Wachsmuth 
46. Nachlieferung, August 2026, 334 Seiten, 39,90 €, Gesamtwerk: 3114 Seiten, 189 € 
KSV Medien, Konrad-Adenauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden 
 
Schulfinanzierung in Bayern 
Finanzhilfen im Bildungsbereich 
88. Aktualisierungslieferung, August 2026, 446,92 €, Art.-Nr. 66284088, Onlineausgabe, 148,98 €, Art.-Nr. 
08254196 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Wieser 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
Kommentar 
204. Aktualisierung, Stand: Juni 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Adolph 
Sozialgesetzbuch II 
Sozialgesetzbuch XII 
Asylbewerberleistungsgesetz 
Kommentar 
147. Aktualisierung, Stand: August 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Hölzl/Hien/Geiger 
GO mit VGemO, LKrO und BezO für den Freistaat Bayern 
Kommentar mit 2 Ordnern und Ordnerschildern 
73. Aktualisierung, Stand: August 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Ballerstedt/Schleicher/Faber/Hebeler/Resch/Spitzlei 
Bayerisches Personalvertretungsgesetz 
Kommentar mit Wahlordnung, 195. Aktualisierung, Stand: Juni 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Molodovsky/Famers/Waldmann/Seidler  
Bayerische Bauordnung  
Kommentar  
161. Aktualisierung, Stand: Juli 2026  
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Haferkorn/Michl-Wolfrum 
Bayerisches Haushaltsrecht 
Kommentar 
153. Aktualisierung, Stand: Juli 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Weiß/Niedermaier/Summer/Zängl 
Beamtenrecht in Bayern 
Kommentar 
248. Aktualisierung, Stand Juni 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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